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1 Zusammenfassung

Bislang besteht im Kanton Nidwalden keine gesetzliche Regelung, die vorschreibt, dass Inte-
ressenbindungen von Mitgliedern der Gerichte, der Schlichtungsbehérde oder Mitarbeitenden
der Staatsanwaltschaft 6ffentlich zugéanglich gemacht werden missen. Die Justizkommission
hat sich fir eine Offenlegung der Interessenbindungen von Richtern, Mitglieder der Schlich-
tungsbehdrde und Staatsanwélten ausgesprochen und eine entsprechende Motion einge-
reicht. Daraufhin sprach sich auch der Regierungsrat fur eine Offenlegung der Interessenbin-
dungen der Gerichte (Behérdenmitglieder) aus. Die neue Pflicht soll die Transparenz erhéhen
und damit insbesondere das Vertrauen in die Unabhangigkeit der Justiz starken, indem die
entsprechenden Interessenbindungen eindeutig deklariert und fir jedermann einsehbar ge-
macht werden. Der Landrat billigte die Motion und erteilte den Auftrag zur Erarbeitung einer
entsprechenden Gesetzesanderung.

Ein Rechtsvergleich mit anderen Kantonen ergab, dass zahlreiche Kantone bereits heute die
Offenlegung der Interessenbindungen von Mitgliedern der Gerichte, Staatsanwaltschaft und
Schlichtungsbehorden praktizieren, um die Transparenz im Justizwesen zu verbessern.

Der damit verbundene Mehraufwand soll mit den bestehenden Ressourcen abgedeckt wer-
den.

2 Ausgangslage

2.1 Vorbemerkungen

Mit Schreiben vom 26. Marz 2021 reichte die Justizkommission die Motion betreffend Offenle-
gung der Interessenbindungen in der Justiz ein. Der Regierungsrat solle damit beauftragt wer-
den, die gesetzliche Grundlage fir die Offenlegung der Interessenbindungen der Richterinnen
und Richter, der Mitglieder der Schlichtungsbehdrde und der Staatsanwaéltinnen und Staats-
anwalte zu schaffen. Mit Regierungsratsbeschluss Nr. 620 vom 26. Oktober 2021 nahm der
Regierungsrat zu dieser Motion Stellung und schlug vor, die Motion im Sinne der Erwagungen
zu andern und die Erstellung und Publikation der Interessenbindungen auf die Mitglieder der
Gerichte zu beschranken.

Die Kommission fur Staatspolitik, Justiz und Sicherheit (SJS) beriet in ihrer Sitzung vom 13. Ja-
nuar 2022 die Motion der Justizkommission betreffend die Offenlegung der Interessenbindun-
gen in der Justiz und beantragte, die Offenlegungspflicht fuir die Mitglieder der Gerichte sowie
der Staatsanwaltschaft vorzusehen. Die neue Pflicht solle die Transparenz erh6hen und damit
insbesondere das Vertrauen in die Unabhangigkeit der Justiz starken, indem die entsprechen-
den Interessenbindungen eindeutig deklariert und fur jedermann einsehbar gemacht wrden.
Es sei eine ahnliche Losung vorzusehen, wie sie bereits heute fir die Interessenbindungen
der Mitglieder des Landrates besteht.

An seiner Sitzung vom 9. Februar 2022 hiess der Landrat die Motion der Justizkommission
unverandert gut.

2.2 Motion der Justizkommission

Die Justizkommission begriindet ihr Anliegen zur Offenlegung von Interessenbindungen mit
der erheblichen Bedeutung eines oOffentlichen Registers. Da Richterinnen und Richter in der
Regel in Teil- oder Nebenamtern tétig sind und grundsatzlich Nebenbeschéftigungen nachge-
hen durfen, ist Transparenz essenziell. Diese Transparenzvorgaben betreffen ebenfalls
Staatsanwaltinnen und Staatsanwalte, sowie die Mitglieder der Schlichtungsbehorde. Eine ge-
setzliche Grundlage zur Offenlegung der Interessenbindungen in der Justiz kénnte insbeson-
dere das Vertrauen der Bevolkerung in deren Unabhangigkeit starken.
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2.3 Stellungnahme Kommission SJS

Eine grosse Mehrheit der Kommission SJS beflrwortet die Motion der Justizkommission be-
treffend Offenlegung der Interessenbindungen in der Justiz. Die Motion fordere Transparenz
und schaffe Vertrauen, was wiederum das Rechtssystem stéarke. Transparenz sei nicht nur zu
Beginn der Anstellung bei der Unvereinbarkeitsprifung durch die Aufsichtsbehdrde wichtig,
sondern komme auch bei einem allfalligen Ausstandsverfahren in einem konkreten Fall zur
Geltung. Diese zwei Aspekte, Unvereinbarkeitspriifung und Ausstandsverfahren, gelte es zu
unterscheiden. Es sei moglich, dass die Aufsichtsbehdérde bei einer Anstellung eines Mitglieds
der Justiz die Vereinbarkeitsptfung gemass Gesetz Uber die kantonalen und kommunalen Be-
horden (Behdrdengesetz, BehG; NG 161.1) mit einer allfalligen Nebenbeschéftigung als ge-
geben erachtet. Dies musste aber nicht bedeuten, dass die Ausstandproblematik in einem
konkreten Fall nicht doch zum Thema werden kénne. Mit anderen Worten kdnne z.B. bei ei-
nem Richter bei der Anstellung die Vereinbarkeit mit seiner Nebenbeschaftigung bejaht wer-
den, in einem konkreten Gerichtsfall aber trotzdem ein Ausstandsgrund vorliegen.

Obwohl das Justizmitglied verpflichtet sei, von sich aus auf einen moglichen Ausstandsgrund
hinzuweisen, schaffe die Offenlegung der Interessenbindungen fur die Prozessparteien Trans-
parenz. Mit diesem Instrument bestehe flr die Prozessparteien die Moglichkeit, einen allfalli-
gen Ausstand so friih wie moglich zu erkennen und geltend zu machen.

Eine Offenlegung der Interessenbindungen habe gerade keine Prozessverzégerung zur Folge.
Das Gegenteil sei der Fall: Je friher ein Ausstandsgrund ersichtlich sei, umso schneller und
eher kdnne ein Justizmitglied in den Ausstand treten. Ohne eine Offenlegung der Interessen-
bindungen bestehe das Risiko, dass eine Interessenkollision oder ein Ausstandsgrund erst
nach langer Zeit, vielleicht sogar erst kurz vor dem Prozessabschluss, zum Vorschein komme.
In diesem Fall mussten alle Verfahrenshandlungen (Einvernahmen, Verhandlungen, etc.)
nochmals durchgefiihrt werden. Diese Konstellation hétte eine grosse Verzégerung zur Folge,
was zudem mit hohen Kosten verbunden ware. Diesem Risiko kdnne mit einer Offenlegung
der Interessenbindungen entgegengewirkt werden.

Wie die Justizkommission, ist auch die Kommission SJS klar der Meinung, dass nicht nur
Richterinnen und Richter ihre Interessenbindungen offenlegen sollen, sondern auch Staats-
anwaltinnen und Staatsanwaélte, weil auch diese ein Verfahren nur dann fihren dirfen, wenn
sie im Einzelfall unabhéngig sind.

2.4 Landratssitzung vom 9. Februar 2022

Der Fokus der Motion liegt auf bezahlten Haupt- und Nebenbeschéaftigungen, Téatigkeiten in
Fuhrungs- und Aufsichtsgremien von schweizerischen und/oder auslandischen Korperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des privaten und 6ffentlichen Rechts, wie z.B. Stiftungsratsman-
date oder Verwaltungsratsmandate. Die Diskussion im Landrat deutete darauf hin, dass es
Missverstandnisse tber den Umfang der geforderten Offenlegungen gab, insbesondere be-
zuglich privater Mitgliedschaften in Clubs oder Vereinen, die aber nicht von der Offenlegungs-
pflicht betroffen sein sollen. Es wurde klargestellt, dass die Offenlegung hauptsachlich be-
zahlte und offiziell verpflichtende Rollen betrifft, die mdglicherweise zu Interessenkonflikten
fihren kénnten.

In der Diskussion zeigte sich breite Unterstitzung fiir die Motion, mit der Betonung auf die
Bedeutung von Transparenz fir die Rechtssicherheit und das Vertrauen in das Justizsystem.
Trotz einiger Bedenken hinsichtlich der potenziellen Risiken, die mit der Offenlegung verbun-
den sind. Die Motion der Justizkommission wurde vom Landrat unverandert gutgeheissen.
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3 Grundzuge der Vorlage
3.1 Umfang der Offenlegungspflicht
3.1.1 Offenzulegende Tatigkeiten

Der parlamentarische Auftrag zur Umsetzung der Offenlegungspflicht ist weitestgehend klar.
Hinsichtlich des Umfangs der Publikationspflicht stellen sich aber Detailfragen. Hervorzuheben
ist insbesondere die Frage des Umfangs der Offenlegungspflicht. Die Vorlage orientiert sich
an den Rechtsgrundlagen und der Rechtsprechung im Zusammenhang mit dem Ausstand von
Mitgliedern der Gerichte und der Staatsanwaltschaft. Nach Lehre und Rechtsprechung ist bei-
spielsweise allein der Umstand, dass ein Behdrdenmitglied und eine Partei (oder deren
Rechtsvertretung) Mitglied desselben Vereins, derselben politischen Partei, des gleichen Ser-
viceclubs oder auch demselben Verwaltungs- oder Stiftungsrat angehdren, nicht geeignet, ei-
nen Ausstand zu begriinden.

Die Kommission SJS hat dieser Tatsache auch bereits im Rahmen ihrer Motionsbeurteilung
Rechnung getragen. Fir die Kommissionmehrheit war es klar, dass bei einer Annahme der
Motion grundsatzlich keine rein privaten Tatigkeiten, wie etwa Vereinszugehdrigkeiten, offen-
gelegt werden sollen. Es soll auch Rucksicht auf die Befindlichkeiten der jeweiligen Justizbe-
hérden genommen werden.

Die Motion der Justizkommission fordert keine Offenlegung von ehrenamtlichen Tatigkeiten in
Vereinen. Stattdessen konzentriert sie sich auf die Offenlegung von Haupt- und Nebenberufs-
tatigkeiten, Positionen in Flhrungs- und Aufsichtsgremien, dauerhaften Leitungs- und Bera-
tungsfunktionen bei Interessengruppen sowie die Mitwirkung in Kommissionen und anderen
Organen. Diese Fokussierung stellt sicher, dass nur beruflich relevante und potenziell interes-
senkonfliktbehaftete Aktivitaten transparent gemacht werden. Ehrenamtliche Engagements,
die keine unmittelbaren beruflichen Interessenkonflikte darstellen, sind von der Offenlegungs-
pflicht ausgenommen. Zu den Details wird auf die Ausfihrungen zu den einzelnen Bestimmun-
gen verwiesen (Ziff. 4).

3.1.2 Spannungsfeld zwischen Offenlegungspflichten und Berufsgeheimnis

Das Spannungsfeld zwischen Offenlegungspflichten und dem Berufsgeheimnis stellt eine
zentrale Herausforderung dar, da es zwei wesentliche Interessen berihrt, die potenziell im
Widerspruch stehen kénnen.

Einerseits zielen Offenlegungspflichten darauf ab, Interessenkonflikte zu vermeiden und das
Vertrauen in die Unabhangigkeit sowie Integritat 6ffentlicher Institutionen wie Gerichte oder
Staatsanwaltschaften zu starken. Diese Transparenz bietet der Offentlichkeit die Mdglichkeit,
zu prifen, ob persénliche oder berufliche Interessen die Entscheidungen von Amtstragern be-
einflussen konnten.

Andererseits schiitzt das Berufsgeheimnis die Vertraulichkeit sensibler Informationen. Das Be-
rufsgeheimnis dient dem Schutz der Geheimsphére des Einzelnen und entspringt der Uberle-
gung, dass gewisse Berufe nur dann richtig ausgetbt werden kénnen, wenn "das Publikum
aufgrund einer unbedingten Garantie zur Verschwiegenheit das unentbehrliche Vertrauen in
die betreffenden Berufsinhaber hat" (BGE 112 la 606). Ein Konflikt entsteht insbesondere
dann, wenn Informationen, die unter das Berufsgeheimnis fallen, theoretisch offengelegt wer-
den missten, um den Transparenzanforderungen gerecht zu werden. Solche Situationen kén-
nen dazu fihren, dass Offenlegungspflichten als unvollstandig wahrgenommen werden, wenn
sich Amtstrager auf das Berufsgeheimnis berufen.

Das Berufsgeheimnis ist ein Ubergeordnetes Recht, das in der Schweiz strafrechtlich durch
Art. 321 des Schweizerischen Strafgesetzbuches (StGB; SR 311.0) und verfassungsrechtlich
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durch Artikel 13 der Bundesverfassung geschutzt ist. Es dient dem Schutz vertraulicher Infor-
mationen und geniesst eine herausragende Stellung im Rechtsgeflige. Das Berufsgeheimnis
hat deshalb Vorrang gegenliber den kantonalen Offenlegungspflichten, wenn ein Konflikt be-
steht.

3.2 Form der Publikation

Das Ziel ist es, die Publikation der Interessenbindungen so einfach wie mdglich zu gestalten,
um sowohl flir interessierte Burgerinnen und Burger als auch fir die mit der Publikation beauf-
tragten Instanzen einen geringen Aufwand zu gewahrleisten. Daher ist geplant, die Interes-
senbindungen in elektronischer Form auf der Homepage der jeweiligen Instanz zugénglich zu
machen. Dies ermdglicht eine schnelle und unkomplizierte Einsichtnahme. Das Register ist
jeweils zu Beginn des Kalenderjahres zu aktualisieren.

4 Ausfihrungen zu den einzelnen Bestimmungen

Art. 4a Dieser Gesetzesartikel regelt neu die Offenlegung der Interessenbindungen von
Richterinnen und Richter des Kantons-, Ober- und Verwaltungsgerichts. Diese
sind dazu verpflichtet, das Gericht, dem sie angehéren, Uber ihre beruflichen
Haupt- und Nebenbeschéaftigungen, ihre Téatigkeiten in Fihrungs- und Aufsichts-
gremien, ihre dauerhaften Leitungs- und Beratungsfunktionen bei Interessengrup-
pen sowie ihre Mitwirkung in Kommissionen und anderen Organen zu melden. Je-
des Gericht fuhrt ein eigenes offentliches Register mit diesen Angaben und
Uberwacht die Einhaltung der Offenlegungspflichten selbstiandig. Anderungen
missen zu Beginn des Kalenderjahres gemeldet werden.

Tatigkeiten in Fuhrungs- und Aufsichtsgremien umfassen: Verwaltungsratsman-
date, Stiftungsratsmandate, Geschaftsfihrung, Revisionsstelle und dergleichen.
Unter den Begriff der Kérperschaft fallen grundsatzlich auch Vereine. Die Motion
der Justizkommission fordert keine Offenlegung von ehrenamtlichen Téatigkeiten in
Vereinen. Deshalb sind ehrenamtliche Engagements, die keine unmittelbaren be-
ruflichen Interessenkonflikte darstellen, von der Offenlegungspflicht ausgenom-
men.

Es durfen jedoch nicht alle Interessenbindungen erfasst werden. So sind allfallige
Berufsgeheimnisse von Verfassung wegen von der Offenlegungspflicht ausge-
nommen, weil sich strafbar machen wirde, wer ein Berufsgeheimnis offenbarte.
Dem Berufsgeheimnis unterstehen ausschliesslich die in Art. 321 Abs. 1 StGB auf-
gezahlten Berufe, wie beispielsweise "Geistliche, Rechtsanwaélte, Verteidiger, No-
tare, nach Obligationenrecht zur Verschwiegenheit verpflichtete Revisoren, Arzte,
Zahnarzte, Apotheker, Hebammen, Psychologen, Sozialarbeiter, Tierarzte, Physi-
otherapeuten" etc. sowie ihre Hilfspersonen.

Art. 40a  Dieser Artikel regelt die Offenlegung von Interessenbindungen der Prasidentin
oder des Prasidenten der Schlichtungsbehorde, der Vizeprésidentinnen oder des
Vizeprasidenten, der Vertreterinnen oder Vertreter der Vermieter- und Mieterseite
sowie der Arbeitgeber- und Arbeithnehmerseite. Er legt fest, dass die Bestimmun-
gen des Artikel 4a sinngeméss auch auf die Schlichtungsbehdrde bzw. deren Mit-
glieder anzuwenden ist. Dies verpflichtet die genannten Personen dazu, relevante
Informationen Uber ihre beruflichen Tatigkeiten und mdgliche Interessenkonflikte
offenzulegen. Die Schlichtungsbehérde ist zustandig fur die Erstellung und Fih-
rung eines Registers, dass die nach Artikel 4a Absatz 1 geforderten Angaben ent-
halt. Dieses Register wird elektronisch gefiihrt und ist 6ffentlich zugénglich, sodass
die Einhaltung der Offenlegungspflichten durch die Offentlichkeit tiberpriift werden
kann.
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Zudem Uberwacht die Schlichtungsbehoérde die Einhaltung dieser Pflichten, um si-
cherzustellen, dass die Amtstrager ihre Transparenz- und Offenlegungsverpflich-
tungen erfillen.

Analog zu Artikel 4a sind jedoch Informationen, die dem Berufsgeheimnis unterlie-
gen, von der Offenlegungspflicht ausgenommen. Die Wahrung des Berufsgeheim-
nisses, wie es in Artikel 321 StGB geregelt ist, bleibt prioritar und unberihrt.

Art. 47a  Dieser Artikel regelt die Offenlegung von Interessenbindungen der Oberstaatsan-
waltin oder des Oberstaatsanwalts, Staatsanwaltinnen und Staatsanwalte sowie
Jugendanwaltinnen und Jugendanwalte. Er legt fest, dass die Bestimmungen des
Artikels 4a sinngemass auch auf Staatsanwaltschaft bzw. die Staatsanwaltinnen
und Staatsanwdlte anzuwenden sind. Dies verpflichtet die genannten Personen
dazu, relevante Informationen Uber ihre beruflichen Tatigkeiten und mégliche Inte-
ressenkonflikte offenzulegen. Die Oberstaatsanwaltschaft ist zustandig fur die Er-
stellung und Fiihrung eines Registers, das die nach Artikel 4a Absatz 1 geforderten
Angaben enthéalt. Dieses Register wird elektronisch gefuhrt und ist offentlich zu-
ganglich, sodass die Einhaltung der Offenlegungspflichten durch die Offentlichkeit
Uberpruft werden kann.

Zudem Uberwacht die Oberstaatsanwaltschaft die Einhaltung dieser Pflichten, um
sicherzustellen, dass die Amtstrager ihre Transparenz- und Offenlegungsverpflich-
tungen erflllen.

Analog zu Artikel 4a sind jedoch Informationen, die dem Berufsgeheimnis unterlie-
gen, von der Offenlegungspflicht ausgenommen. Die Wahrung des Berufsgeheim-
nisses, wie es in Artikel 321 StGB geregelt ist, bleibt prioritar und unberihrt.

5 Auswirkungen

Der zusatzliche Arbeitsaufwand fir die Offenlegung der Interessenbindungen kann mit den
vorhandenen Ressourcen bewaltigt werden. Es ist vorgesehen, dass die Interessenbindungen
auf der Internetseiten der jeweiligen Instanz, in einer leicht zuganglichen Form, publiziert wird.
Die Losung wird sich somit der bestehenden technischen Infrastruktur bedienen.

6 Terminplan

Verabschiedung durch RR zh ext. VN 17. Dezember 2024

Externe Vernehmlassung 18. Dezember 2024 — 28. Méarz 2025
Information Kommission SJS Q1 2025

Antrag an Landrat Q2 2025

Kommission SJS Q2 2025

Landrat 1. Lesung Q2 2025

Landrat 2. Lesung Q3 2025

Referendumsfrist 2 Monate nach Verabschiedung durch Landrat
Inkrafttreten 01. Januar 2026
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REGIERUNGSRAT NIDWALDEN

Landschreiber

Res Schmid

Bericht Regierungsrat vom 17. Dezember 2024 9/9



	1 Zusammenfassung
	2 Ausgangslage
	2.1 Vorbemerkungen
	2.2 Motion der Justizkommission
	2.3 Stellungnahme Kommission SJS
	2.4 Landratssitzung vom 9. Februar 2022

	3 Grundzüge der Vorlage
	3.1 Umfang der Offenlegungspflicht
	3.1.1 Offenzulegende Tätigkeiten
	3.1.2 Spannungsfeld zwischen Offenlegungspflichten und Berufsgeheimnis

	3.2 Form der Publikation

	4 Ausführungen zu den einzelnen Bestimmungen
	5 Auswirkungen
	6 Terminplan

